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Von Sozialplänen, Härtefällen 
und zu tiefen AHV-Freibeträgen  
Sozialleistungen Die im Parlament hängige Motion Heim verlangt, dass die AHV-Beitrags-
pflicht für Leistungen von Personalfürsorgestiftungen gelockert wird. Warum  
die von Nationalrätin Bea Heim vom Bundesrat geforderten Anpassungen zu wenig weit 
gehen, erläutern Yolanda Müller und Nadine Koller von Dufour Advokatur Notariat. 

AHV-Freigrenze  
bei Leistungen
Die Kosten für eine allfäl-
lige Frühpensionierung 
aus betrieblichen Grün-
den überschreiten die 
AHV-Freigrenze von 
56 000 CHF jedoch rasch: 
Alleine eine Überbrü-
ckungsrente ab dem Al-
ter 58 bis zum Beginn der 
AHV-Rente ist in der Grös-
senordnung von zirka 
120  000 CHF zu veran-
schlagen. Die Kosten für 
die Verhinderung von 
Rentenkürzungen hän-
gen vom jeweiligen Vor-
sorgeplan der Pensions-
kasse ab. Für einen 
60-jährigen Arbeitneh-
mer mit einem Einkom-
men von 80 000 CHF 
beziehungsweise 
100 000 CHF ist ein Fi-
nanzierungsbedarf von 
180 000 CHF bis zu 
300 000 CHF realistisch. 

Am 16. August 2013 
wurde von der Kommissi-
on für soziale Sicherheit 
und Gesundheit des Na-
tionalrates die Motion 
Bea Heim «AHV-Bei-
tragspflicht für Personal-
fürsorgestiftungen» eingereicht, welche die Freigrenze vom dop-
pelten auf den viereinhalbfachen Betrag der maximalen jährlichen 
Altersrente pro Jahr erhöhen soll, das heisst auf rund 126 000 CHF 
(Nr. 13.3664) . Des Weiteren sollen Leistungen für Härtefälle, die 
nicht im engeren Sinn der AHV-Verordnung als Sozialleistungen 
betrachtet werden können, von der Beitragspflicht befreit werden.

Hängige Motion muss optimiert werden
Die Erhöhung der AHV-Freigrenze ist zu begrüssen. Doch auch 
ein Betrag von 126 000 CHF reicht in der Regel bereits bei mitt-
leren Einkommen bei weitem nicht, um eine vorzeitige Pensio-
nierung zu finanzieren. Der Freibetrag sollte deshalb auf 500 000 
CHF erhöht werden, um den Sozialpartnern die Aushandlung 

Für Betriebe mit mindestens 250 Arbeitnehmern und 30 beabsich-
tigten betrieblichen Kündigungen besteht seit dem 1. Januar 2014 
die Pflicht, einen Sozialplan zu verhandeln (Art. 335h ff. OR). Der 
Sozialplan hat den Zweck, Massnahmen zur Vermeidung und Be-
schränkung von Kündigungen festzulegen sowie deren Folgen zu 
mildern. Bei der Ausarbeitung eines Sozialplans stellt sich regel-

mässig die Frage der 
Frühpensionierung von 
MitarbeiterInnen, deren 
Chancen auf dem Ar-
beitsmarkt aufgrund ih-
res fortgeschrittenen Al-
ters beeinträchtigt sind. 
Damit verbunden ist oft 
die Forderung nach einer 
Überbrückungsrente bis 
zum Beginn der AHV-
Rente.

Die Pflicht zur Erstel-
lung eines Sozialplans 
steht in einem gewissen 
Spannungsverhältnis zur 
AHV-rechtlichen Rege-
lung von Sozialleistun-
gen. Sozialleistungen 
des Arbeitgebers, die er 
bei Beendigung des Ar-
beitsverhältnisses aus 
betrieblichen Gründen 
ausrichtet, sind lediglich 
bis zur Höhe des doppel-
ten Betrages der maxi-
malen jährlichen Alters-
rente (derzeit zirka 
56 000 CHF) von der 
AHV-Beitragspflicht be-
freit (Art. 8ter AHVV). 

Vorausgesetzt wird zu-
dem, dass entweder ein 
Sozialplan vorliegt oder 
bei der Pensionskasse die 
Voraussetzungen für eine 
Teilliquidation erfüllt sind. 

Diese Plafonierung gilt unabhängig vom konkreten Verdienst des 
betroffenen Arbeitnehmers. Die darüber hinausgehenden Leistungen 
lösen mit Vorbehalt einiger Ausnahmen, wie zum Beispiel eine klare 
reglementarische Grundlage bei der Pensionskasse, die AHV-Beitrags-
pflicht von mehr als 10% der ausgerichteten Sozialleistungen aus.

«Warum nicht  
auch vorzeitige  

Pensionierungen  
ausserhalb  

eines Sozialplans  
AHV-rechtlich  
priviligieren?» 

Nadine Koller, 
Master of Law 
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eines angemessenen Sozialplans zu er-
möglichen. Die Sozialpartner müssen die 
AHV-Beiträge in der Vollkostenrechnung 
berücksichtigen; damit gehen die AHV-
Beiträge dem Sozialplan ab.

Keine AHV-Pflicht bei Härtefällen
Weiter stellt sich die Frage, ob nicht auch 
vorzeitige Pensionierungen ausserhalb eines 
Sozialplans AHV-rechtlich zu privilegieren 
sind. Kann beispielsweise ein langjähriger 
Arbeitnehmer aus gesundheitlichen Grün-
den nicht mehr (voll) arbeiten oder mit den 
Veränderungen in der Arbeitswelt nicht 
mehr mithalten, sollten die Bemühungen 
eines verantwortungsvollen Arbeitgebers, 
gegebenenfalls mit Hilfe eines patronalen 
Wohlfahrtsfonds, eine angemessene Lö-
sung zu suchen, honoriert werden. Dadurch 
werden auch die Sozialwerke entlastet. Es 
geht dabei wohlverstanden um die Abfede-
rung von Härtefällen und keineswegs um 
die Gewährung von «goldenen Fallschir-
men» oder missbräuchlichen Besserstellun-
gen. Es wäre wünschenswert, solche Här-
tefälle als Ausnahmen gänzlich von der 
AHV-Pflicht zu befreien; jedenfalls müsste 
für sie die gleiche AHV-Freigrenze gelten. 

Wohlfahrtsfonds wieder stärken und 
«griffige» Sozialpläne ermöglichen
Die Mitfinanzierung von Sozialplänen, ins-
besondere die Erleichterung von vorzeitigen 
Pensionierungen, sowie die Ausrichtung 
von Härtefall-Leistungen gehören zu den 
volkswirtschaftlich wichtigen Tätigkeitsge-
bieten patronaler Wohlfahrtsfonds mit Er-
messensleistungen. Ihre Leistungen und 
Beiträge an die Pensionskasse sind gemäss 
einem neueren Bundesgerichtsentscheid  
jedoch nicht generell von der AHV-Beitrags-
pflicht befreit, sondern es gilt auch für sie 
der restriktive Ausnahmekatalog der AHV-
Verordnung. Die paritätische AHV-Beitrags-
pflicht wird notabene nicht beim Wohl-
fahrtsfonds, sondern beim Arbeitgeber 
erhoben, was stiftungs- und datenschutz-
rechtliche Fragen mit sich bringt. Zu wün-
schen ist, dass der Unterstützung durch 
Wohlfahrtsfonds mit Ermessensleistungen 
bei der Revision der AHV-Verordnung ge-
nügend Rechnung getragen wird, damit 
diese Wohlfahrtsfonds auch in Zukunft ih-
ren Aufgaben noch nachkommen können. 

Zudem muss den Sozialpartnen bei der 
Aushandlung eines angemessenen Sozial-
plans genügend Spielraum zustehen. 

«126 000 Franken  
reichen in der  

Regel bei mittleren Ein-
kommen bei  

weitem nicht, eine  
vorzeitige  

Pensionierung zu  
finanzieren.» 

Yolanda Müller, 
Advokatin 
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Motion Bea Heim

Der Bundesrat wird beauftragt, die 
AHV-Beitragspflicht für Leistungen von 
Personalfürsorgestiftungen (patronale 
Wohlfahrtsfonds mit Ermessensleistun-
gen und Finanzierungsstiftungen, die 
nicht dem Freizügigkeitsgesetz unter-
stellt sind) – und damit im gleichen 
Zug für alle Arbeitgeber – gegenüber 
heute zu lockern und dazu folgende 
zwei Massnahmen vorzunehmen:

1. Artikel 8ter der Verordnung vom 
31. Oktober 1947 über die Alters- 
und Hinterlassenenversicherung 
(AHVV) soll insofern revidiert werden, 
als Leistungen bei Entlassungen aus 
betrieblichen Gründen neu bis zum 
viereinhalbfachen Betrag der maxima-
len jährlichen Altersrente vom mass-
gebenden Lohn ausgenommen wer-
den und damit beitragsbefreit wären.

2. Von der Beitragspflicht befreit 
werden sollen neu auch Leistungen 
für sogenannte Härtefälle, die nicht 
im engeren Sinn als Sozialleistungen 
nach den Artikeln 8bis und 8ter 
AHVV betrachtet werden können.


